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Petro und Lula fordern Transparenz:
Venezuela muss Wahlakten offenlegen

Gustavo Petro und Lula da Silva stehen wegen ihrer
Haltung zur Venezuela-Krise in der Kritik. Experten äußern

sich empört über ihre Unterstützung für Maduro.

Die politischen Spannungen zwischen den Präsidenten Gustavo
Petro aus Kolumbien und Luiz Inácio Lula da Silva aus Brasilien
haben sich erneut bemerkbar gemacht, nachdem sie am 24.
August 2024 eine gemeinsame Erklärung zur Situation in
Venezuela veröffentlicht haben. In dieser Erklärung forderten sie
die Veröffentlichung der Wahlakten nach den
Präsidentschaftswahlen vom 28. Juli, bei denen laut dem
Nationalen Wahlausschuss Venezuelas Nicolás Maduro als Sieger
hervorging.

Die beiden Präsidenten verständigten sich am 23. und 24.
August in Telefongesprächen über die Notwendigkeit einer
transparenten und nachvollziehbaren Wahl, was sie als
grundlegend für die Wiederherstellung des Vertrauens in den
Wahlprozess betrachten. In ihrer Mitteilung betonen sie, dass die
Veröffentlichung detaillierter Wahldaten für den Weg zu einer
glaubwürdigen Demokratie entscheidend ist.

Kritik aus der politischen Opposition

Die gemeinsame Erklärung stieß schnell auf Kritik, insbesondere
von Seiten der kolumbianischen Politiker. María Fernanda Cabal,
eine Senatorin des Zentrums, äußerte ihren Unmut über die
Haltung von Petro und Lula. Sie argumentierte, dass die
Wahlakten der Opposition, insbesondere diejenigen von María



Corina Machado und Edmundo González, anstelle der vom
regierenden Maduro veröffentlichten Prüfvorgänge untersucht
werden sollten.

„Lula und Petro sind eine Schande für ganz Lateinamerika; ihre
nachgiebige Haltung gegenüber dem Diktator zeigt klar ihre
Unterstützung für den Wahlbetrug in Venezuela“, zitiert man
Cabal. Solche starken Aussagen verdeutlichen die wachsende
Frustration innerhalb der kolumbianischen Opposition
gegenüber der Haltung der Regierung.

Ein weiterer prominenter Kritiker ist Juan Carlos Pinzón,
ehemaliger Verteidigungsminister in der Regierung von Juan
Manuel Santos. Er bezeichnete die gemeinsame Mitteilung des
brasilianischen und des kolumbianischen Präsidenten als
inakzeptabel. Laut Pinzón diene diese Erklärung lediglich dazu,
Maduro zu stärken und den Wahlbetrug zu legitimieren. „Es ist
grausam gegenüber der Bevölkerung und ihrem Recht zu
wählen“, äußerte er sich besorgt.

Die kritische Stimmung setzt sich in den sozialen Netzwerken
fort, wo auch der ehemalige Bildungsminister Alejandro Gaviria
den politischen Ton von Petro in einem kurzen Beitrag auf X
kritisierte. Gaviria stellt fest: „Die politische Sprache ist so
gestaltet, dass Lügen wahrhaftig und Verbrechen respektabel
erscheinen.“ Solche Äußerungen zeigen, dass der Unmut über
die kolumbianische Außenpolitik zu Venezuela breit verankert
ist.

Internationale Reaktionen

In Reaktion auf die Entwicklungen in Venezuela haben auch
andere Länder ihren Standpunkt deutlich gemacht. Eine Gruppe
von elf Ländern, darunter Costa Rica, Chile und Peru, gab eine
Erklärung ab, in der sie die Entscheidung des venezolanischen
Obersten Gerichtshofs ablehnten. Diese Haltung widerspricht
dem, was die beiden Präsidenten fordern, und verdeutlicht die
internationale Spaltung zu dem Thema.



Wominisierter Schulterschluss zwischen Brasilien und Kolumbien
könnte unter den gegebenen Umständen als Versuch gewertet
werden, das Regime in Venezuela zu stabilisieren. Der
ehemalige Vizepräsident Germán Vargas Lleras warf der
kolumbianischen Regierung vor, die Legitimität der Maduro-
Regierung anerkennen zu wollen. „Was will unser Außenminister
vermitteln, wenn er nicht in der Lage ist, grundlegende
Probleme wie Korruption und Passangelegenheiten zu lösen?“
fragte er provokant und stellt in Frage, welche Agenda die
kolumbianische Diplomatie verfolgt.

Die Präsidenten haben auch ihre Ablehnung gegen einseitige
Sanktionen als Druckmittel betont. Sie sehen in diesen
Maßnahmen einen Verstoß gegen internationales Recht und
erkennen die negativen Auswirkungen auf die am stärksten
gefährdeten Bevölkerungsschichten in den betroffenen Ländern.
Dies könnte einen neuen Schritt in der regionalen Diplomatie
darstellen und die Rolle Kolumbiens und Brasiliens in der
lateinamerikanischen Politik verdeutlichen.

Ein Ausblick auf die nächste Phase

Mit der anhaltenden Frustration gegenüber der Kolumbianischen
Regierung bezüglich ihres Umgangs mit Venezuela zeigt sich ein
Spagat, der die kommenden politischen Entwicklungen in der
Region prägenden Einfluss haben könnte. Ob die Kritik
tatsächlich zu einer Kursänderung führen wird oder ob Petro und
Lula weiterhin auf eine diplomatische Lösung setzen, bleibt
abzuwarten. Der Fortbestand dieser Debatte wird nicht nur die
bilateralen Beziehungen zwischen Kolumbien und Brasilien,
sondern auch die geopolitischen Spannungen im gesamten
lateinamerikanischen Raum beeinflussen.

Politische Implikationen der
venezolanischen Wahlen

Die politischen Entwicklungen in Venezuela und die



internationale Reaktion darauf haben weitreichende
Implikationen für die Stabilität in der Region. Die Wiederwahl
von Nicolás Maduro, die von vielen Ländern als illegitim
angesehen wird, hat die geopolitischen Spannungen in
Lateinamerika verstärkt. Brasilien und Kolumbien, unter der
Führung von Lula da Silva und Gustavo Petro, versuchen, eine
diplomatische Lösung für die Krise zu finden. Dies geschieht vor
dem Hintergrund einer langanhaltenden politischen
Polarisierung und einer tiefen humanitären Krise in Venezuela,
die Millionen von Flüchtlingen hervorgebracht hat, die in
Nachbarländer geflüchtet sind.

Die kritischen Stimmen innerhalb Kolumbiens, die gegen die
Positionierung Petros und Lulas sprechen, reflektieren auch die
Sorgen über die künftige Außenpolitik in Südamerika. Die
Ablehnung, Maduro nach seinen umstrittenen Wahlen
anzuerkennen, ist nicht nur eine Frage der nationalen
Souveränität, sondern auch eine Frage der regionalen Stabilität.
Die Tatsache, dass 11 Länder in der Region Maduro nicht
anerkennen, zeigt die Spaltung unter den lateinamerikanischen
Nationen und die Herausforderung, einen gemeinsamen
politischen Kurs zu finden.

Reaktionen und öffentliche Meinung

Die Reaktionen auf die gemeinsamen Erklärungen von Lula und
Petro zeigen eine tiefe gespaltene öffentliche Meinung, sowohl
innerhalb Kolumbiens als auch in der breiteren
lateinamerikanischen Gemeinschaft. Kritiker argumentieren,
dass die Haltung der beiden Präsidenten das Maduro-Regime
legitimieren könnte, während Unterstützer versuchen, eine
diplomatische Lösung zu bevorzugen, die den Dialog und die
Verhandlungen fördert. 

Umfragen zeigen, dass ein erheblicher Teil der kolumbianischen
Bürger die Haltung der Regierung bezüglich Venezuela skeptisch
betrachtet. Laut einer Umfrage des
Meinungsforschungsunternehmens Cifras & Conceptos



befürworten nur 37 % der Befragten eine Annäherung an die
venezolanische Regierung, während 62 % stattdessen eine harte
Haltung gegen das Regime plädieren (Quelle: Cifras &
Conceptos). Diese Diskrepanz unterstreicht die
Herausforderung, eine einheitliche Außenpolitik zu formulieren,
die den vielfältigen Meinungen der Bevölkerung Rechnung trägt.

Die Diskussion über die Wiederherstellung der Demokratie in
Venezuela und die gesellschaftlichen Auswirkungen der
venezolanischen Flüchtlingswelle auf Kolumbien sind zentrale
Themen dieser Debatte. Bund und Länder müssen sich ernsthaft
mit der humanitären Krise auseinandersetzen und Lösungen
finden, um den Migranten, die in ihrem Land Schutz suchen, zu
helfen.

Wirtschaftliche Auswirkungen der
Venezolanischen Krise

Die anhaltende Krise in Venezuela hat auch erhebliche
wirtschaftliche Auswirkungen auf die Nachbarstaaten.
Kolumbien und Brasilien sehen sich nicht nur mit einem Zustrom
venezolanischer Flüchtlinge konfrontiert, sondern auch mit den
Herausforderungen, die sich aus einer instabilen Wirtschaft und
einer möglichen regionalen Destabilisierung ergeben. 

Die kolumbianische Wirtschaft leidet unter dem Druck der
Venezolanischen Migration. Schätzungen zufolge leben
mittlerweile mehr als 1,8 Millionen Venezolaner in Kolumbien,
was den Druck auf öffentliche Dienstleistungen, Arbeitsmärkte
und soziale Integration erhöht hat (Quelle: UNHCR). Die
ökonomischen Ressourcen, die notwendig sind, um diesen
Zustrom zu bewältigen, sind begrenzt, und die kolumbianische
Regierung muss innovative Lösungen finden, um sowohl den
Migranten als auch der einheimischen Bevölkerung gerecht zu
werden.

Die internationalen Sanktionen gegen das Maduro-Regime
haben auch Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Beziehungen



in der Region. Brasilien hat unter Lula da Silva eine stärkere
Betonung auf den Handel und die wirtschaftliche
Zusammenarbeit gelegt, während die Situation in Venezuela
einen Schatten auf die gesamten Beziehungen in Südamerika
wirft. Die Notwendigkeit, wirtschaftliche Stabilität zu fördern,
während gleichzeitig die Menschenrechte respektiert werden, ist
eine Herausforderung, mit der sich die Staaten Südamerikas
auseinandersetzen müssen.
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